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Dienststelle: 17 FD Recht, Vergabe und Beschaffung Bad Vilbel, 22.07.2024 
Sachbearbeiter / in: Frau Pohl  
Vorlage für: 
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Betreff 
 

Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Bad Vilbel 2024 
  
Sachverhalt / Begründung 
Die Verkündung des Gesetzes zur Stärkung der Digitalisierung im Bauleitplanverfahren und zur Änderung weiterer 
Vorschriften vom 06.07.2023 (BGBl. 2023I Nr.176 vom 06.07.2023) macht eine Änderung der Hauptsatzung der 
Stadt Bad Vilbel erforderlich, da das förmliche Beteiligungsverfahren zur Aufstellung von Bauleitplänen auf ein 
digitales Verfahren umgestellt wurde. 
 
Die Änderungen in der Hauptsatzung ist notwendig. Die Änderungen orientieren sich an der Mustersatzung und 
den Empfehlungen des Hessischen Städte und Gemeindebundes. 
 
Erläuterungen zur Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Bad Vilbel 2024 
 
Einleitungsformel 
Die Einleitungsformel ist an die Änderung der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) angepasst worden. Die letzte 
Änderung der HGO erfolgte durch Art. 2 des Gesetzes zur Neuregelung stiftungsrechtlicher Vorschriften und zur 
Änderung anderer Rechtsvorschriften vom 16.02.2023 (GVBI. S. 90,93). 
 
§ 8 öffentliche Bekanntmachungen 
 
Neu eingefügter § 8 Absatz 5: 
Konkret wird das digitale Beteiligungsverfahren als rechtlich verbindliches Regelverfahren für die 
Öffentlichkeitsbeteiligung sowie für die Beteiligung der Behörden eingeführt, während eine andere leicht zu 
erreichende Zugangsmöglichkeit, z. B. durch öffentlich zugängliche Lesegeräte oder durch eine öffentliche 
Auslegung, nur noch ergänzend erfolgten soll.  
Vor diesem Hintergrund wurde die Formulierung in § 8 Abs. 5 zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
an den nun geltenden Gesetzeswortlaut angepasst. Im Einzelnen bedeutet dies, dass nun in der öffentlichen 
Bekanntmachung zur Veröffentlichung der Entwürfe der Bauleitpläne gemäß § 3 Abs. 2 BauGB die Internetseite 
oder die Internetadresse, unter der die Unterlagen eingesehen werden können, die Dauer der 
Veröffentlichungsfrist sowie die Angabe welche Arten umweltbezogene Information verfügbar sind, angegeben 
werden müssen. Gemäß § 3 Abs. 2 S. 4 BauGB ist in der Bekanntmachung auch darauf hinzuweisen, dass die 
Stellungnahmen während der Dauer der Veröffentlichungsfrist abgegeben werden können, dass Stellungnahmen 
elektronisch übermittelt werden sollen, bei Bedarf aber auch auf anderem Weg abgegeben werden können, dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei Beschlussfassungsfassung über den Bauleitplan 
unberücksichtigt bleiben können und welche anderen leicht zu erreichenden Zugangsmöglichkeiten im Sinne des 
§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB bestehen. Hier sieht die Geschäftsstelle des HSGB jedoch nicht die Erforderlichkeit, die 
alternative Zugangsmöglichkeit in der Hauptsatzung festzulegen. Vielmehr kann dies flexibel gehandhabt werden. 
Wichtig ist aber, dass gemäß § 3 Abs. 2 S. 4 BauGB in der öffentlichen förmlichen Bekanntmachung ein 
entsprechender Hinweis erfolgt. 
Soweit nach § 3 Abs. 2 BauGB a.F. die Bekanntmachung mindestens eine Woche vor der Auslegung zu erfolgen 
hatte, schreibt § 3 Abs. 2 BauGB n.F. nun nur noch vor, dass die Bekanntmachung vor Beginn der 
Veröffentlichungsfrist zu erfolgen hat. 
Die Geschäftsstelle des HSGB weist darauf hin, dass es bei der in § 8 Abs. 1 enthaltenen Regelung, wonach 
die Möglichkeit der öffentlichen Bekanntmachung auf der Internetseite im Bauleitplanverfahren nicht 
besteht, bleibt. Die neue gesetzliche Regelung bedeutet zwar, dass die Auslegung der für das 
Bauleitplanverfahren relevanten Unterlagen nun durch die Einstellung der Unterlagen in das Internet ersetzt wurde, 
die Bekanntmachung, mit der auf die Beteiligung der Öffentlichkeit hingewiesen wird, aber weiterhin durch Abdruck 
in einer Zeitung oder im Amtsblatt zu erfolgen hat. Dies resultiert aus der Überlegung, dass § 3 Abs. 2 BauGB 
nach wie vor regelt, dass eine ortsübliche Bekanntmachung zu erfolgen hat und der Inhalt der Bekanntmachung 
zusätzlich in das Internet einzustellen ist.  
 

 
 
Beschlussvorschlag 
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Der Magistrat empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung wie folgt zu beschließen: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die vorgelegte Neufassung der Hauptsatzung. Die bisherige 
Hauptsatzung vom 19.07.2022 tritt mit dem gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 
 
   
Beschlussgrundlage 

 Beschluss der / des       vom:        Freiwillige Leistung 
 (sonstige Beschlussgrundlage, z. B. Richtlinie)  Gesetzliche / vertragl. Leistung 

 
Haushaltsplan 
HB TB UB Haushaltsstelle Haushaltsjahr      Kostenstelle       
                  Kostenart       Kostenträger       

 
Finanzielle Auswirkungen: 
x Keine finanziellen Auswirkungen  Antrag auf Ausgabe nach § 100 HGO 
 Maßnahme wurde bei der Finanzplanung berücksichtigt  Antrag auf Deckung durch Nachtrag 
 Deckung durch Budget  Folgekosten für zukünftige Jahre 

 
Ökologische und klimatische Auswirkungen: 
keine 

 
 
 
 

 
Gesehen und einverstanden: 

 

(Sachbearbeiter / Fachbereichsleiter)  (Dezernent ) 
 




